
23. August 2024

Tugend-Gesetze der Taliban: Ein Angriff
auf Frauenrechte in Afghanistan

Die neuen &quot;Tugend-Gesetze&quot; der Taliban: Ein
kritischer Blick auf die fortschreitende
Geschlechterapartheid in Afghanistan.

Straubinger Tagblatt/Landshuter Zeitung (ots)

Die Taliban haben in Afghanistan neue Gesetze erlassen, die als
„Tugend-Gesetze“ bezeichnet werden. Ein Sprecher dieser
radikalen Gruppe erklärte, dass diese Regelungen eine
bedeutende Unterstützung bei der Förderung von Tugend und
der Beseitigung von Laster bieten sollen. Doch hinter dieser
euphemistischen Fassade verbirgt sich eine erschreckende
Realität, die den Frauen im Land eine noch bedrückendere
Existenz beschert.

Diese neuen Regelungen sind ein deutlicher Ausdruck der tief
verwurzelten Angst, die Männer mit langen Bärten und
bewaffneten Konflikten vor der Rolle der Frauen haben. Die
Ankündigung dieser Gesetze wird von vielen als barbarischer
Terror gegen die weibliche Bevölkerung angesehen. In einer
Gesellschaft, die an die Gleichstellung der Geschlechter glaubt,
erscheinen solche Maßnahmen als Rückschritt in die Dunkelheit
eines repressiven Regimes.

Die erdrückenden „Tugend-Gesetze“

Die Einführung der „Tugend-Gesetze“ hat in vielen Teilen der
Gesellschaft Besorgnis ausgelöst. Während die Taliban beteuern,
sie möchten mit diesen Gesetzen für Ordnung und Disziplin



sorgen, sehen kritische Stimmen darin eine gezielte
Unterdrückung der Frauenrechte. Diese Gesetze sollen nicht nur
das Alltagsleben von Frauen kontrollieren, sondern auch ihre
Freiheit aufs Gröbste einschränken. Frauen wird damit unter
anderem das Recht genommen, sich frei zu kleiden oder allein
auf die Straße zu gehen, was als eine fundamentale Verletzung
ihrer Menschenrechte gilt.

Die Taliban behaupten, sie würden mit diesen Regelungen
traditionelle afghanische Werte bewahren. Dennoch steht die
Frage im Raum, welche Werte sie tatsächlich schützen wollen,
wenn sie gleichzeitig systematisch gegen die Grundrechte und
die Würde der Frauen verstoßen. Der westliche Ansatz, den
Afghanen Demokratie und Frieden zu bringen, hat in diesem
Licht eine bedenkliche Kehrseite, die nicht ignoriert werden
kann.

Kritik an den neuen Regelungen

Die Reaktionen auf die Erlaßung der „Tugend-Gesetze“ sind
unmissverständlich. Menschenrechtsorganisationen warnen
bereits vor den drastischen Auswirkungen auf die Lebensrealität
von Frauen in Afghanistan. Die Kritik an diesen
gesetzgeberischen Maßnahmen basiert auf der Annahme, dass
sie tiefgreifende soziale Spannungen und ein Klima der Angst
schüren werden. Benachteiligungen und Diskriminierung
könnten die Folge sein, was wiederholt in der Geschichte von
Gesellschaften mit einem patriarchalen System zu beobachten
war.

Ein breiter Konsens scheint zu bestehen, dass diese Gesetze
nicht nur die Frauen selbst, sondern auch die gesamte
Gesellschaft beeinträchtigen. Experten argumentieren, dass die
Verhinderung der Entfaltung von Talenten und Fähigkeit von
Frauen langfristig zu einer Stagnation des Landes führt.
Afghanistan könnte zudem Gefahr laufen, internationale
Unterstützung und Finanzierung abzulehnen, was die ohnehin fr
fragile wirtschaftliche Lage weiter destabilisieren könnte.



Die Relevanz dieser Entwicklung ist eindeutig. Die Maßnahmen
der Taliban verdeutlichen, wie religiöse Extremisten versuchen,
ihre Ideologien durchdringend durchzusetzen. Die
Weltgemeinschaft ist gefordert, darauf zu reagieren und die
Stimmen derjenigen zu unterstützen, die für Rechte, Freiheit
und Gleichheit kämpfen. In einer Zeit, wo jedoch die globalen
geopolitischen Herausforderungen die Agenda dominieren,
könnte das Schicksal der Frauen in Afghanistan unbeachtet
bleiben.

Ein Blick in die Zukunft

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Lage in Afghanistan
entwickeln wird. Die „Tugend-Gesetze“ sollten als Alarmsignal
dienen und dazu anregen, dass internationale Akteure und
Menschenrechtsorganisationen sich intensiver mit der Situation
auseinandersetzen. Die Hoffnung auf eine angestrebte
Gleichstellung der Geschlechter könnte gerade jetzt gefährdet
sein.

Hintergrund der Taliban-Herrschaft

Die Taliban, eine islamistische Bewegung, übernahmen im
August 2021 erneut die Kontrolle über Afghanistan, nachdem die
US-Truppen und ihre Verbündeten das Land verlassen hatten.
Diese Machtübernahme war das Ergebnis von Jahrzehnten des
Konflikts, der politischen Instabilität und der Korruption in
Afghanistan. Die Taliban hatten bereits zwischen 1996 und 2001
das Land regiert und mussten damals massive internationale
Isolation und Sanktionen hinnehmen. Ihre Rückkehr an die
Macht im Jahr 2021 brachte weltweit Besorgnis über die
Menschenrechtslage, insbesondere die Rechte von Frauen und
Mädchen, mit sich.

Unter der Taliban-Herrschaft sind zahlreiche Gesetze erlassen
worden, die auf eine strikte Auslegung des islamischen Rechts
abzielen. Diese Gesetze betreffen vor allem die öffentliche Rolle
von Frauen und die Einschränkung ihrer Freiheiten. Zu den



erlassenen Vorschriften zählen das Verbot von Bildung für
Mädchen, Einschränkungen in der Berufswahl und starke
Reglementierungen in Bezug auf Kleidung und Verhalten. Dies
zeigt, dass die Taliban weiterhin eine patriarchalisch geprägte
Gesellschaft fördern, die den Zugang zu grundlegenden Rechten
für Frauen stark einschränkt.

Reaktionen auf die neuen Gesetze

Die internationale Gemeinschaft hat die Entscheidung der
Taliban, neue „Tugend-Gesetze“ zu erlassen, größtenteils
verurteilt. Menschenrechtsorganisationen, darunter Human
Rights Watch und Amnesty International, haben wiederholt auf
die Verstöße gegen die Menschenrechte hingewiesen, die diese
Maßnahmen hervorrufen. Zahlreiche Staaten, darunter die USA
und die EU, haben ihre Besorgnis über die Entwicklungen in
Afghanistan geäußert und darüber, wie sich diese Gesetze
negativ auf die Frauenrechte und die allgemeine soziale
Situation im Land auswirken könnten.

Eine Umfrage des Pew Research Centers von 2021 ergab, dass
eine überwältigende Mehrheit der Afghanen, auch im ländlichen
Raum, sich für die Rechte von Frauen und Mädchen einsetzt,
was die Kluft zwischen der politischen Realität und den
Wünschen der Bevölkerung verdeutlicht. Die Talibans Politik
steht also nicht nur im Widerspruch zu den im Land
herrschenden Meinungen, sondern gefährdet auch den sozialen
Frieden und die Stabilität in Afghanistan.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

